Re, 


Geſetz-Sammlung 
5 für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 3531.) Bekanntmachung der Miniſterial-Erklaͤrung, die Uebereinkunft mit Sachfen- 
Weimar zur Befoͤrderung der Rechtspflege vom 2. März 1852. betreffend, 
Vom 25. April 1852. 


wiſchen der Königlich Preußiſchen und der Großherzoglich Sachſen⸗Weimar⸗ 
und Eiſenachſchen Regierung iſt, nach geſchehenem Ablauf der Konvention vom 
Juni 1824. (Gefeg- Sammlung für die Preußiſchen Staaten S. 149. ff.) 
zur Beförderung der Rechtspflege folgende Uebereinkunft getroffen worden: . 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 1. 


Die Gerichte beider Staaten leiſten ſich gegenfeitig alle diejenige Rechts— 
huͤlfe, welche ſie den Gerichten des Inlandes, nach deſſen Geſetzen und Ge— 
richtsverfaſſung, nicht verweigern dürfen, inſofern das gegenwaͤrtige Abkommen 
nicht beſondere Einſchraͤnkungen feſtſtellt. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 


1. Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtsſtrei— 
tigkeiten. 


Artikel 2. 


Die in Civil ſachen in dem einen Staate ergangenen und nach deffen 
Geſetzen vollſtreckbaren richterlichen Erkenntniſſe, Kontumazialbeſcheide und Agni- 
tionsreſolute oder Mandate ſollen, wenn ſie von einem nach dieſem Vertrage 
als kompetent anzuerkennenden Gerichte erlaſſen ſind, auch in dem anderen 
Staate an dem dortigen Vermögen des Sachfaͤlligen unweigerlich vollſtreckt 
werden. 
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Daſſelbe ſoll auch ruͤckſichtlich der in Prozeſſen vor dem kompetenten Ge⸗ 
. und nach den Geſetzen des Letzteren vollſtreckbaren Vergleiche 
ſtattfinden. 0 

Wie weit Wechſelerkenntniſſe auch gegen die Perſon des Verurtheilten 
in dem anderen Staate vollſtreckt werden koͤnnen, iſt im Art. 28. beſtimmt. 


’ Artikel 3.- 


Ein von einem zuſtaͤndigen Gericht gefälltes rechtskraͤftiges Erkenntniß 
begründet vor den Gerichten des anderen Staates die Einrede des rechtskraͤf— 
tigen Urtheils (exceptio rei judicatae) mit denſelben Wirkungen, als wenn das 
Urtheil von einem Gericht desjenigen Staates, in welchem ſolche Einrede gel— 
tend gemacht wird, geſprochen waͤre. 


Keinem Unterthan iſt es erlaubt, ſich durch freiwillige Prorogation der 
Gerichtsbarkeit des anderen Staates, dem er als Unterthan und Staatsbuͤrger 
nicht angehoͤrt, zu unterwerfen. i 

Keine Gerichtsbehoͤrde iſt befugt, der Requiſition eines ſolchen geſetz⸗ 
widrig prorogirten Gerichts um Stellung des Beklagten oder Vollſtreckung 
des Erkenntniſſes Statt zu geben, vielmehr wird jedes von einem ſolchen Ge⸗ 
richt geſprochene Erkenntniß in dem anderen Staate als ungültig betrachtet. 


Artikel 5. | 
Der Mläger Beide Staaten erkennen den Grundfaß an, daß der Kläger dem Ge— 
er e richtsſtand des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil der 


fremden Gerichtsſtelle nicht nur, ſofern daſſelbe den Beklagten, ſondern auch, 
ſofern es den Kläger, z. B. ruͤckſichtlich der Erſtattung von Gerichtskoſten, 
betrifft, in dem anderen Staate als rechtsguͤltig erkannt und vollzogen. 


Artikel 6. 


Widerllage. 5 Fuͤr die Widerklage iſt die Gerichtsbarkeit des über die Vorklage zu: 
ftändigen Richters begründet, dafern nur jene ſonſt nach den Landesgeſetzen des 
Vorbeklagten zulaͤſſig iſt. i 


Artikel 7. 
Provokations⸗ Die Provokations⸗Klagen (ex lege diffamari oder ex lege si conten- 
Age dat) werden erhoben vor dem perſönlich zuſtaͤndigen Gerichte der Provokanten, 


oder da, wohin die Klage in der Hauptſache felbit gehörig it; es wird daher 
die von dieſem Gericht, beſonders im Falle des Ungehorſams, rechtskraͤftig 
ausgeſprochene Sentenz von der Obrigkeit des Provozirten als vollſtreckbar 
anerkannt. 9 
* 1: 
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Artikel 8. 


Der perſoͤnliche Gerichtsſtand, welcher entweder durch den Wohnſitz in, Perſönlicher 
einem Staate, oder bei denen, die einen eigenen Wohnſitz noch nicht genommen Giichtsſtand. 
haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsſtande der Aeltern begruͤndet iſt, wird 
von beiden Staaten in perſoͤnlichen Klagſachen dergeſtalt anerkannt, daß der 
Unterthan des einen Staates von den Unterthanen des anderen nur vor ſeinem 
perſoͤnlichen Richter belangt werden darf. Es müßten denn bei jenen perſoͤn⸗ 
lichen Klagſachen, neben dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande, noch die beſonderen 
Gerichtsſtaͤnde des Kontraktes oder der gefuͤhrten Verwaltung konkurriren, wel⸗ 
chen Falls die perſoͤnliche Klage auch vor dieſen Gerichtsſtaͤnden erhoben 
werden kann. f 


Artikel 9. 


Die Abſicht, einen beſtaͤndigen Wohnſitz an einem Orte nehmen zu wol— 
len, kann ſowohl ausdruͤcklich, als durch Handlungen, geaͤußert werden. Das 
Letztere geſchieht, wenn Jemand an einem gewiſſen Orte ein Amt, welches ſeine 
beſtaͤndige Gegenwart daſelbſt erfordert, uͤbernimmt, Handel oder Gewerbe da— 
ſelbſt zu treiben anfaͤngt, oder ſich daſelbſt alles, was zu einer eingerichteten 
Wirth ſchaft gehört, anſchafft. Die Abficht muß aber nicht blos in Beziehung 
auf den Staat, ſondern ſelbſt auf den Ort, wo der Wohnſitz genommen: wer: 
den ſoll, beſtimmt geaͤußert ſein. 


Artikel 10. 


Wenn Jemand ſowohl in dem einem als in dem anderen Staate ſeinen 
Wohnſitz in dem landesgeſetzlichen Sinne genommen hat, ſo haͤngt die Wahl 
des Gerichtsſtandes von dem Klaͤger ab. ! 


Artikel 11. 


Der Wohnfig des Vaters, wenn dieſer noch am Leben iſt, begruͤndet 
zugleich den ordentlichen Gerichtsſtand des noch in ſeiner Gewalt befindlichen 
Kindes, ohne Ruͤckſicht auf den Ort, wo daſſelbe geboren worden, oder wo 
das Kind ſich nur eine Zeitlang aufhaͤlt. 


Artikel 12. 


Iſt der Vater verſtorben, ſo verbleibt der Gerichtsſtand, unter welchem 
derſelbe zur Zeit ſeines Ablebens ſeinen Wohnſitz hatte, der ordentliche Ge⸗ 
richtsſtand des Kindes, ſo lange daſſelbe noch keinen eigenen ordentlichen 
Wohnſitz rechtlich begruͤndet hat. 


* 
Artikel 13. 


Iſt der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer Ehe zur 
(Nr. 3531.) 183 rech⸗ 
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rechten Hand erzeugt, ſo richtet ſich der Gerichtsſtand eines ſolchen Kindes auf 
gleiche Art nach dem gewöhnlichen Gerichtsſtand der Mutter. 


Artikel 14. 


Diejenigen, welche in dem einen oder dem anderen Staate, ohne deſſen 
Buͤrger zu ſein, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik, oder ein anderes der— 
gleichen Etabliſſement beſitzen, follen wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten, welche 
ſie in Anſehung ſolcher Etabliſſements eingegangen haben, ſowohl vor den 
Gerichten des Landes, wo die Gewerbs-Anſtalten ſich befinden, als vor dem 
Gerichtsſtande des Wohnorts belangt werden koͤnnen. 


Artikel 15. 


Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem perſoͤnlichen Aufent— 
halte auf dem erpachteten Gute, ſoll den Wohnort des Pachters im Staate 
begruͤnden. 


Artikel 16. 


Ausnahmsweiſe ſollen Studirende und Dienſtboten auch in demjenigen 
Staate, wo ſie ſich in dieſer Eigenſchaft aufhalten, waͤhrend dieſer Zeit noch 
einen perfönlichen Gerichtsſtand haben, hier aber, fo viel ihren perfünlichen 
Zuſtand und die davon abhangenden Rechte betrifft, ohne Ausnahme nach den 
Geſetzen ihres Wohnortes und ordentlichen Gerichtsſtandes beurtheilt werden. 


Artikel 17. 


Geuldteſand Erben werden wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten ihres Erblaſſers vor 
der Eiben. deſſen Gerichtsſtande fo lange belangt, als die Erbſchaft ganz oder theilweiſe 
noch dort vorhanden, oder, wenn der Erben mehrere ſind, noch nicht getheilt iſt. 


Artikel 18. 


Mlgemeines Bei entſtehendem Kreditweſen wird der perſoͤnliche Gerichtsſtand des 
Kontur. Schuldners auch als allgemeines Konkursgericht (Gantgericht) anerkannt; hat 
gericht. Jemand nach Artikel 9. 10. wegen des in beiden Staaten zugleich genom⸗ 

f menen Wohnſitzes einen mehrfachen perfönlichen Gerichtsſtand, fo entſcheidet 
für die Kompetenz des allgemeinen Konkursgerichtes die Prävention. 

Da der erbſchaftliche Liquidations-Prozeß als ein beſonderes prozeſſua⸗ 
liſches Verfahren zwar in dem Königreiche Preußen geſetzlich beſteht, in dem 
Großherzogthum Sachſen aber nicht, ſo iſt in dem Falle eines mehrfachen 
Gerichtsſtandes, jenachdem der Erbe oder der Nachlaß-Kurator bei dem Gerichte 
des einen oder des anderen Landes darauf anträgt, vor dem angegangenen 
Königlich Preußiſchen Gerichte der erbſchaftliche Liquidations-Prozeß, vor dem 
angegangenen Großherzoglich Saͤchſiſchen Gerichte die Öffentliche e 

er 
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der Nachlaß⸗Glaͤubiger nach Vorſchrift der beiderſeitigen reſp. Landesgeſetze 
einzuleiten und hienach weiter zu verfahren; es entſcheidet hienach fuͤr die Zu⸗ 
ſtaͤndigkeit des einen oder des anderen Gerichtes der betreffende Antrag des 
Erben oder Nachlaß-Kurators. 


Der Antrag auf Konkurs⸗Eroͤffnung findet nach erfolgter Einleitung des 
erbſchaftlichen Liquidations-Prozeſſes oder des oͤffentlichen Aufgebotes der Nach⸗ 
laßglaͤubiger nur bei dem Gerichte ſtatt, bei welchem das eine oder das andere 
Verfahren bereits rechtshaͤngig iſt. 


Artikel 19. 


Der hienach in dem einen Staate eröffnete Konkurs, reſp. der vor dem 
Koͤniglich Preußiſchen Gerichte eroͤffnete erbſchaftliche Liquidations-Prozeß er⸗ 
ſtreckt ſich auch auf das in dem anderen Staate befindliche Wermoͤgen des Ge- 
meinſchuldners, welches daher auf Verlangen des Konkursgerichtes von dem— 
jenigen Gerichte, wo das Vermoͤgen ſich befindet, ſichergeſtellt, inventirt und 
entweder in natura oder nach vorgängiger Verſilberung zur Konkursmaſſe 
ausgeantwortet werden muß. 


Hiebei finden jedoch folgende Einſchraͤnkungen ftatt. 


1) Gehört zu dem auszuantwortenden Vermögen eine dem Gemein— 
ſchuldner angefallene Erbſchaft, ſo kann das Konkursgericht nur die Ausant- 
wortung des, nach erfolgter Befriedigung der Erbſchaftsglaͤubiger, inſoweit nach 
den im Gerichtsſtande der Erbſchaft geltenden Geſetzen die Separation der 
Erbmaſſe von der Konkursmaſſe noch zulaͤſſig ift, ſowie nach Berichtigung der 
ſonſt auf der Erbſchaft ruhenden Laſten, verbleibenden Ueberreftes zur Konkurs⸗ 
maſſe fordern. 


D Ebenſo koͤnnen vor Ausantwortung des Vermögens an das allge- 
meine Konkursgericht alle nach den Geſetzen desjenigen Staates, in welchem 
ſich das auszuantwortende Vermoͤgen befindet, zuläffigen Vindikations-, Pfand-, 
Hypotheken- oder fonftige, eine vorzugsweiſe Befriedigung gewaͤhrenden Rechte 
an den zu dieſem Vermoͤgen gehoͤrigen und in dem betreffenden Staate befind— 
lichen Gegenſtaͤnden, vor deſſen Gerichten geltend gemacht werden, und iſt ſo— 
dann aus deren Erlös die Befriedigung dieſer Gläubiger ‘zu bewirken und nur 
der Ueberreſt an die Konkursmaſſe abzuliefern, auch der etwa unter ihnen oder 
mit dem Kurator des allgemeinen Konkurſes oder erbſchaftlichen Liquidations⸗ 
Prozeſſes über die Derität oder Priorität einer Forderung entſiehende Streit 


von denſelben Gerichten zu entſcheiden. 


3) Beſitzt der Gemeinschuldner Bergtheile oder Sure oder fonftiges 
Bergwerks⸗Eigenthum, fo wird, Behufs der Befriedigung der Berggläubiger, 
aus demſelben ein Spezial-Konkurs eingeleitet und nur der verbleibende Leber: 
reſt dieſer Spezialmaſſe zur Hauptmaſſe abgeliefert. 

. 0 Ebenſo kann, wenn der Gemeinſchuldner Seeſchiffe oder dergleichen 
Schiffsparte beſitzt, die vorgaͤngige Befriedigung der Schiffsglaͤubiger aus W 
(Sr. 3531.) 1 


= = 


Vermoͤgensſtuͤcken nur bei dem betreffenden Sees und Handelsgericht im Wege 
eines einzuleitenden Spezial⸗Konkurſes erfolgen. 


Artikel 20. 


Inſoweit nicht etwa die in dem vorſtehenden Artikel 19. beſtimmten Aus— 
nahmen eintreten, find alle Forderungen an den Gemeinſchuldner bei dem all- 
gemeinen Konkursgerichte einzuklagen, auch die Ruͤckſichts ihrer etwa bei den 
Gerichten des anderen Staates bereits anhaͤngigen Prozeſſe bei dem Konkurs⸗ 
gericht weiter zu verfolgen, es ſei denn, daß letzteres Gericht deren Fortſetzung 
Mi Entſcheidung bei dem prozeßleitenden Gerichte ausdrücklich genehmigt oder 
verlangt. 

Auch diejenigen Forderungen, welche nach Inhalt des Art. 19. bei dem 
beſonderen Gerichte geltend gemacht werden duͤrfen, dort aber nicht angezeigt, 
oder nicht befriedigt worden find, koͤnnen bei dem allgemeinen Konkursgerichte 
noch geltend gemacht werden, fo lange bei dem Letzteren nach den Geſetzen deſ⸗ 
ſelben eine Anmeldung noch zulaͤſſig iſt. 

Dingliche Rechte werden jedenfalls nach den Geſetzen des Orts, wo die 
Sache belegen iſt, beurtheilt und geordnet. 

Hinſichtlich der Guͤltigkeit perſoͤnlicher Anſpruͤche entſcheiden, wenn es 
auf die Rechtsfaͤhigkeit eines der Betheiligten ankommt, die Geſetze des Staa⸗ 
tes, dem er angehoͤrt; wenn es auf die Form eines Rechtsgeſchaͤftes ankommt, 
die Geſetze des Staates, wo das Geſchaͤft vorgenommen worden iſt (Art. 32.); 
bei allen anderen als den vorangefuͤhrten Faͤllen die Geſetze des Staates, wo 
die Forderung entſtanden iſt. Ueber die Rangordnung perfönlicher Anſpruͤche 
und deren Verhaͤltniß zu den dinglichen entſcheiden die am Orte des Konkurs⸗ 
gerichtes geltenden Geſetze. Nirgends aber darf ein Unterſchied zwiſchen in⸗ 
und auslaͤndiſchen Glaͤubigern ruͤckſichtlſch der Behandlung ihrer Rechte ge— 
macht werden. 5 


Artikel 21. 


Dinglicher Alle Realklagen, desgleichen alle poſſeſſoriſchen Rechtsmittel, wie auch 
Genchtsſtand. die ſogenannten actiones in rem scriptae müffen, dafern fie eine unbewegliche 
Sache betreffen, vor dem Gericht, in deſſen Bezirk ſich die Sache befindet, — 
koͤnnen aber, wenn der Gegenſtand beweglich iſt, auch vor dem perſoͤnlichen 
Gerichtsſtande des Beklagten erhoben werden, — vorbehaͤltlich deſſen, was auf 

den Fall des Konkurſes beſtimmt iſt. g 
In Betreff der hypothekariſchen Klage wird von den kontrahirenden Staa⸗ 
ten gegenſeitig anerkannt, daß der Klageantrag, auch wenn er nicht auf Ein⸗ 
raͤumung des Beſitzes der als Hypothek haftenden Sache, ſondern auf Befrie⸗ 
digung aus derſelben gerichtet iſt, den Erforderniſſen der hypothekariſchen Klage 

entſpricht. 
Artikel 22. 


In dem Gerichtsſtande der Sache koͤnnen keine blos (rein) perfönlichen 
Klagen angeſtellt werden. 5 
T: 


. 


— 131 — 


Artikel 23. 


Eine Ausnahme von dieſer Regel findet jedoch ſtatt, wenn gegen den 
Beſitzer unbeweglicher Güter eine folche perſoͤnliche Klage angeftellt wird, welche 
aus dem Beſitze des Grundſtuͤcks oder aus Handlungen fließt, die er in der 
Eigenſchaft als Gutsbeſitzer vorgenommen hat. Wenn daher ein ſolcher 
Gutsbeſitzer N 


1) die mit ſeinem Pachter oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeiten 
zu erfüllen, oder 

2) die zum Beſten des Grundſtuͤckes geleiſteten Vorſchuͤſſe oder gelieferten 
Materialien und Arbeiten zu verguͤten ſich weigert, oder 

3) feine Nachbarn im Beſttze ſtoͤrt, 

4) ſich eines auf das benachbarte Grundſtuͤck ihm zuſtehenden Rechtes be— 
ruͤhmt, oder ü 

5) wenn er das Grundſtuͤck ganz oder zum Theil veräußert und den Kon— 
trakt nicht erfüllt oder die ſchuldige Gewähr nicht leiſtet, 


ſo muß derſelbe in allen dieſen Faͤllen bei dem Gerichtsſtande der Sache Recht 
nehmen, wenn ſein Gegner ihn in ſeinem perſoͤnlichen Gerichtsſtande nicht 
belangen will. 


Artikel 24. 


Ebenſo begründet ausnahmsweiſe auch der Beſitz eines Lehngutes oder 
die geſammte Hand daran, zugleich einen perſoͤnlichen Gerichtsſtand. 


Artikel 25. 


Erbſchaftsklagen werden da, wo die Erbſchaft ſich befindet, erhoben un 
zwar dergeſtalt, daß, wenn die Erbſtuͤcke zum Theil in dem einen, zum Theil 
in dem anderen Staatsgebiete ſich befinden, der Klaͤger ſeine Klage zu theilen 
ben iſt, ohne Ruͤckſicht, wo der groͤßte Theil der Erbſchaftsſachen ſich 

efinden mag. 

Doch werden alle beweglichen Erbſchaftsſtuͤcke angeſehen, als befaͤnden 
ſie ſich an dem Wohnorte des Erblaſſers. Aktiv-Forderungen werden ohne 
were ob fie hypothekariſch find oder nicht, den beweglichen Sachen 

eigezaͤhlt. 


Artikel 26. 


d 
klagen 


Erbſchafts⸗ 


* 


Ein Arreſt darf in dem einen Staate und nach den Geſetzen deſſelben Gerictstand 
gegen den Bürger des anderen Staates ausgebracht und 4 werden, unter des Areſts. 


der Bedingung jedoch, daß entweder auch die Hauptſache dorthin gehöre, oder 
daß ſich eine wirkliche gegenwartige Gefahr auf Seiten des Glaͤubigers 
nachweiſen laſſe. Iſt in dem Staate, in welchem der Arreſt verhangen Br: 
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den, ein Gerichtsſtand für die Hauptſache nicht begründet, fo ift diefe, nach 
vorläufiger Regulirung des Arreſtes, an den zuftändigen Richter des anderen 
Staates zu verweiſen. Was dieſer rechtskraͤftig erkennt, unterliegt der allge⸗ 
meinen Beſtimmung im Art. 2. 


Artikel 27. 


Gerichtsſtand Der Gerichtsſtand des Kontraktes, vor welchem ebenſowohl auf Erfuͤl— 
des Kontrafte® lung, als wie auf Aufhebung des Kontraktes geklagt werden kann, findet nur 
dann ſeine Anwendung, wenn der Kontrahent zur Zeit der Ladung in dem 
Gerichtsbezirk ſich anweſend befindet, in welchem der Kontrakt gefchloffen wor— 
den iſt, oder in Erfuͤllung gehen ſoll. 
Dies iſt beſonders auf die auf öffentlichen Märkten geſchloſſenen Kon- 
trakte, auf Viehhaͤndel und dergleichen anwendbar. 


Artikel 28. 


crichteſtand Der Gerichtsſtand in Wechſelſachen wird durch die in den beiden kon— 
fachen. e trahirenden Staaten beſtehenden reſp. geſetzlichen Vorſchriften beſtimmt. 
a Aus dem ergangenen Erkenntniſſe ſoll ſelbſt die Perſonal Exekution gegen 
den Schuldner bei den Gerichten des anderen Staates vollſtreckt werden. 


Artikel 29. 


Gerichtsſtand Bei dem Gerichtsſtande, unter welchem Jemand fremdes Gut oder Ver— 
eee Ver mögen bewirthſchaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus einer folchen 
Adminiſtration angeſtellten Klagen ſich einlaſſen, es muͤßte denn die Admi— 
niſtration bereits völlig beendigt und der Verwalter über die gelegte Rechnung 

quittirt ſein. Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener Ruͤck— 

ſtand gefordert, oder eine ertheilte Quittung angefochten wird, ſo kann dieſes 

nicht bei dem vormaligen Gerichtsſtande der gefuͤhrten Verwaltung geſchehen. 


Artikel 30. 


Ueber Inter Jede echte Intervention, die nicht eine beſonders zu behandelnde Rechts— 


* fache in einen ſchon anhaͤngigen Prozeß einmiſcht, fie ſei prinzipal, oder aceeſ— 
ſoriſch, betreffe den Kläger oder Beklagten, ſei nach vorgaͤngiger Streitankuͤn— 
digung oder ohne dieſelbe geſchehen, begründet gegen den auslaͤndiſchen Inter— 


venienten die Gerichtsbarkeit des Staates, in welchem der Hauptprozeß gefuͤhrt wird. 


Artikel 31. h . 


Wirkung der Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln beſtimmten Ge⸗ 
1a engt richtsſtande eine Sache rechtshaͤngig gemacht iſt, ſo iſt der Streit daſelbſt zu 
8 beendigen, ohne daß die Rechtshaͤngigkeit durch Veraͤnderung des Wohnſitzes 
oder Aufenthalts des Beklagten geſtoͤrt oder aufgehoben werden koͤnnte. — 

ie 
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Die Rechtshängigkeit einzelner Klagſachen wird durch Inſinuation der 
Ladung zur Einlaſſung auf die Klage fuͤr begruͤndet erkannt. 


2. In Hinſicht der Gerichsbarkeit in nicht ſtreitigen Rechts ſachen. 
Artikel. 32. 


Alle Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden und auf den Todesfall werden, 
was die Guͤltigkeit derſelben ruͤckſichtlich ihrer Form betrifft, nach den Ge— 
ſetzen des Ortes beurtheilt, wo ſie eingegangen ſind. 

Wenn nach der Verfaſſung des einen oder des anderen Staates die 
Guͤltigkeit einer Handlung, allein von der Aufnahme vor einer beſtimmten 
Behoͤrde in demſelben abhaͤngt, ſo hat es auch hierbei ſein Verbleiben. 

Verträge, welche die Begründung eines dinglichen Rechtes auf unbe⸗ 
wegliche Sachen zum Zweck haben, richten ſich lediglich nach den Geſetzen des 
Ortes, wo die Sachen liegen. | 


Artikel 33. 


a Die Beſtellung der Perſonal-Vormundſchaft fuͤr Minderjaͤhrige oder 
ihnen gleich zu achtende Perſonen gehoͤrt vor die Gerichte, wo der Pflegebe⸗ 
fohlene ſeinen Wohnſitz hat, oder, bei mangelndem Wohnſitze, wo er ſich auf— 
hält, und bei doppeltem Wohnſitze (Art. 10.) iſt das praͤvenirende Gericht 
kompetent. In Abſicht der zu dem Vermögen der Pflegebefohlenen gehörigen 
Immobilien, welche unter der anderen Landeshoheit liegen, ſteht der jenſeitigen 
Gerichtsbehoͤrde frei, wegen dieſer beſondere Vormuͤnder zu beſtellen oder den 
auswärtigen Perſonal-Vormund ebenfalls zu beſtaͤtigen, welcher Letztere jedoch 
bei den auf das Grundſtück ſich beziehenden Geſchaͤften die am Orte des ge⸗ 
legenen Grundſtuͤckes geltenden geſetzlichen Vorſchriften zu befolgen hat. Im 
erſteren Falle find die Gerichte der Hauptvormundſchaft gehalten, der Be⸗ 
hoͤrde, welche wegen der Grundſtuͤcke beſondere Vormuͤnder beſtellt hat, aus 
den Akten die noͤthigen Nachrichten auf Erfordern mitzutheilen; auch haben 
die beiderſeitigen Gerichte wegen Verwendung der Einkuͤnfte aus den Guͤtern, 
ſoweit ſolche zum Unterhalte und der Erziehung oder dem ſonſtigen Fortfom- 
men der Pflegebefohlenen erforderlich ſind, ſich mit einander zu vernehmen, und 
in deſſen Verfolg das Noͤthige zu verabreichen. Erwirbt der Pflegebefohlene 
fpäter in dem anderen Staate einen Wohnſitz im landesgeſetzlichen Sinne, fo 
kann die (Perſonale oder Haupt⸗) Vormundſchaft an das Gericht feines neuen 
Wohnſitzes zwar uͤbergehen, jedoch nur auf Antrag des Vormundes und mit 
Zuſtimmung der beiderſeitigen obervormundſchaftlichen Behoͤrden. 


Die Beendigung der (Perſonal— Vormundſchaft richtet ſich nach den 
Geſetzen des Landes, unter deſſen Gerichten ſie ſteht. 

Mit der Vormundſchaft uͤber die Perſon erreicht auch die ruͤckſichtlich 

des im Gebiete des anderen Staates belegenen Immobilar-Vermoͤgens einge⸗ 
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leitete Vormundſchaft ihre Endſchaft, ſelbſt dann, wenn der Pflegebefohlene 
nach den Geſetzen dieſes Staates noch nicht zu dem Alter der Volljährigkeit 


gelangt ſein ſollte. 


Auslieferung 
der Verbrecher. 


Vollſtreckung 


der Strafer⸗ 
Tenntniffe, 


3. Ruͤckſichtlich der Strafgerichtsbarkeit. 


Artikel 34. 


Die Uebertreter von Strafgeſetzen werden, ſoweit nicht die nachfolgenden 
Artikel Ausnahmen beſtimmen, von dem Staate, welchem ſie angehoͤren, nicht 
ausgeliefert, ſondern koͤnnen nur in dem Letzteren wegen der in dem anderen 
Staate begangenen Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen, wenn ſie auch 
nach den Geſetzen des Staates, dem ſie angehoͤren, ſtrafbar ſind, zur Unter— 
ſuchung gezogen und beſtraft werden. Daher findet auch ein Kontumazial— 
Verfahren des anderen Staates gegen ſie nicht ſtatt. 

Hinſichtlich der Forſt- und Jagdfrevel in den Grenzwaldungen bewendet 
es bei der zu deren Verhuͤtung und Beſtrafung unter dem heutigen Tage ab— 
geſchloſſenen beſonderen Uebereinkunft. 


Artikel 35. 


Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des anderen 
ſich eines Verbrechens oder Vergehens oder einer Uebertretung ſchuldig gemacht 
hat und daſelbſt ergriffen und zur Unterſuchung gezogen worden iſt, ſo wird, 
wenn der Angeſchuldigte gegen juratoriſche Kaution oder Handgeloͤbniß entlaſſen 
worden iſt und ſich in ſeinen Heimathsſtaat zuruͤckbegeben hat, von dem ordent— 
lichen Richter deſſelben das Erkenntniß des auslaͤndiſchen Gerichtes, nach vor⸗ 
gaͤngiger Requiſition und Mittheilung des Urtheils, ſowohl an der Perſon als 
an den in dem Staatsgebiete befindlichen Guͤtern des Verurtheilten vollzogen, 
vorausgeſetzt, daß die Handlung, wegen deren die Strafe erkannt worden iſt, 
auch nach den Geſetzen des requirirten Staates mit Strafe bedroht und nicht 
zugleich blos gegen polizei- oder finanzgeſetzliche Vorſchriften gerichtet iſt, in— 
gleichen unbeſchadet des dem requirirten Staate zuſtaͤndigen Strafverwandlungs⸗ 
oder Begnadigungsrechtes. Ein Gleiches findet im Fall der Flucht eines An— 
geſchuldigten nach der Verurtheilung oder waͤhrend der Strafverbuͤßung ſtatt. 


Hat ſich der Angeſchuldigte aber vor der Verurtheilung der Unterſuchung 
durch die Flucht entzogen, ſo ſoll es dem unterſuchenden Gerichte nur freiſtehen, 
unter Mittheilung der Akten auf Fortſetzung der Unterſuchung und Beſtrafung 
des Angeſchuldigten, ſowie auf Einbringung der aufgelaufenen Unkoſten aus 
dem Vermögen deſſelben anzutragen, und muß dieſem Antrage, wiederum unter 
der Vorausſetzung, daß die Handlung, wegen deren die Unterſuchung eingeleitet 
war, auch nach den Geſetzen des requirirten Staates mit Strafe bedroht und 
nicht zugleich blos gegen polizei: oder finanzgeſetzliche Vorſchriften gerichtet iſt, 
von dem requirirten Staate entſprochen werden. In Faͤllen, wo der Verur⸗ 
theilte nicht vermoͤgend iſt, die Koſten der Strafvollſtreckung zu tragen, hat das 
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requirirende Gericht ſolche, in Gemaͤßheit der Beſtimmung des Artikel 44., zu 
erſetzen. 


Artikel 36. 


Hat der Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des anderen Staates Bedingt zu. 
durch ſolche Handlungen verletzt, welche in dem Staate, dem er angehört, gar me. 
nicht mit Strafe bedroht find, z. B. durch Uebertretung eigenthuͤmlicher Abgaben⸗ 1 
Geſetze, Polizei-Vorſchriften und dergleichen, und welche demnach auch von 
dieſem Staate nicht beſtraft werden koͤnnen, ſo ſoll auf vorgaͤngige Requiſition 
zwar nicht zwangsweiſe der Unterthan vor das Gericht des anderen Staates 
geſtellt, demſelben aber ſich ſelbſt zu ſtellen verftattet werden, damit er ſich gegen 
die Anſchuldigungen vertheidigen und gegen das in ſolchem Falle zuläffige Kon— 
tumazial-Verfahren wahren koͤnne. 


Doch ſoll, wenn bei Uebertretung eines Abgaben-Geſetzes des einen 
Staates dem Unterthanen des anderen Staates Waaren in Beſchlag genom— 
men worden ſind, die Verurtheilung, ſei es in Wege des Kontumazial-Ver⸗ 
fahrens oder ſonſt nur inſofern eintreten, als ſie ſich auf die in Beſchlag ges 
nommenen Gegenſtände beſchraͤnkt. In Anſehung der Kontravention gegen 


Zollgeſetze bewendet es bei dem unter den reſp. Vereinsſtaaten abgeſchloſſenen 
3ollfartell, 


Artikel 37. 


Der zuftändige Strafrichter darf auch, ſoweit die Geſetze ſeines Landes 
es geſtatten, uͤber die aus dem Verbrechen entſprungenen Privatanſpruͤche mit 
erkennen, wenn darauf von dem Beſchaͤdigten angetragen worden iſt. 


Artikel 38. 


Unterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen, Vergehen oder Auslieferung 
Uebertretungen ihr Vaterland verlaſſen und in den anderen Staat fh gefluͤch⸗ dir ch 
tet haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen worden zu ſein, werden 

nach vorgaͤngiger Requiſition gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert. 


Artikel 39. 


Solche eines Verbrechens, Vergehens oder einer Uebertretung verdaͤch- Austietrung 
tige Individuen, welche weder des einen noch des anderen Staates Unter der Ausländer, 
thanen ſind, werden, wenn ſie Strafgeſetze des einen der beiden Staaten ver⸗ 
letzt zu haben beſchuldigt ſind, demjenigen Staate, in welchem die ſtrafbare 
Handlung veruͤbt wurde, auf vorgaͤngige Requiſition gegen Erſtattung der 
Koſten ausgeliefert. Es bleibt jedoch dem requirirten Staate uͤberlaſſen, ob er 
dem Auslieferungs-Antrage Folge geben wolle, bevor er die Regierung des 
dritten Staates, welchem der Angeſchuldigte angehoͤrt, von dem Antrage in 

(Nr. 3531.) 19 Kennt⸗ 


Verbindlichkeit 
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Zeugen. 
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Kenntniß geſetzt und deren Erklaͤrung erhalten habe, ob ſie den Angeſchuldigten 
zur eigenen Beſtrafung reklamiren wolle. 


Artikel 40. 


In denſelben Fallen, wo der eine Staat berechtigt iſt, die Auslieferung 
eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm von dem ande— 
ren Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. 


Artikel 41. 


In Kriminal-Faͤllen, wo die perſoͤnliche Gegenwart der Zeugen an dem 
Orte der Unterſuchung nothwendig iſt, ſoll die Stellung der Unterthanen des 
einen Staates vor das Unterſuchungsgericht des anderen zur Ablegung des 
Zeugniſſes, zur Konfrontation oder Rekognition, gegen vollſtäͤndige Vergütung 
der Reiſekoſten und der Verſaͤumniß, nie verweigert werden. 


Artikel 42. 


Da nunmehr die Faͤlle genau beſtimmt ſind, in welchen die Auslieferung 
der Angeſchuldigten oder Geſtellung der Zeugen gegenſeitig nicht verweigert 
werden ſoll, ſo hat im einzelnen Falle die Behoͤrde, welcher ſie obliegt, weder 
vorgaͤngige reversales de observando reciproco zu erfordern, noch, dafern 
fie nur eine Provinzial Behörde ift, in der Regel erft die befondere Genehmi— 
gung der ihr vorgeſetzten Minifterial: Behörde einzuholen, es ſei denn, daß im 
einzelnen Falle die Anwendung des Abkommens noch Zweifel zuließe, oder 
ſonſt ganz eigenthuͤmliche Bedenken hervortraͤten. Unter-Behoͤrden bleiben aber 
unter allen Umſtaͤnden verpflichtet, keinen Menſchen außer Landes verabfolgen 
zu laſſen, bevor ſie nicht zu dieſer Auslieferung die Autoriſation der ihnen un— 
mittelbar vorgeſetzten Behörde eingeholt haben. 


5 Artikel 43. 


Gerichtliche und außergerichtliche Prozeß- und Unterſuchungs-Koſten, 
welche von dem kompetenten Gerichte des einen Staates nach den dort gel— 
tenden Vorſchriften feſtgeſetzt und ausdruͤcklich fuͤr beitreibungsfaͤhig erklaͤrt 
worden ſind, ſollen auf Verlangen dieſes Gerichtes auch in dem anderen 
Staate von dem daſelbſt ſich aufhaltenden Schuldner ohne weiteres exekutiviſch 
eingezogen werden. Die den gerichtlichen Anwaͤlten an ihre Mandanten zu⸗ 
ſtehenden Forderungen an Gebühren und Auslagen konnen indeß in Preußen 
gegen die dort wohnenden Mandanten nur im Wege des Mandats⸗Prozeſſes 
nach $. 1. der Verordnung vom 1. Juni 1833. geltend und beitreibungsfaͤhig 
gemacht werden; es iſt jedoch auf die Requiſition des jenſeitigen Prozeß⸗Ge⸗ 
richtes das geſetzliche Verfahren von dem kompetenten Gerichte einzuleiten und 
dem auswärtigen Rechtsanwalte Behufs der koſtenfreien Betreibung der Sache 
ein Aſſiſtent von Amtswegen zu beſtellen. 

Ar⸗ 
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Artikel 44. 


In allen Civil⸗ und Kriminal-Rechtsſachen, in welchen die Bezahlung 
der Unkoſten dazu unvermoͤgenden Perſonen obliegt, haben die Behoͤrden des 
einen Staates die Requiſitionen der Behoͤrden des anderen ſportel- und ſtem⸗ 
pelfrei zu erpediren und nur die baaren Auslagen und die unter dieſe zu rech⸗ 
nenden, fuͤr Lokaltermine anzuſetzenden Gebuͤhren zu liquidiren. N 


Artikel 45. 


Den vor einem auswärtigen Gerichte abzuhoͤrenden Zeugen und anderen 
Perſonen ſollen die Reiſe- und Zehrungskoſten nebſt der wegen ihrer Ver: 
ſaͤumniß ihnen gebührenden Verguͤtung, nach der von dem requirirten Gerichte 
geſchehenen taxmaͤßigen Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Siſtirung von dem 
requirirenden Gerichte ſofort verabreicht werden. 


5 Artikel 46. 


Zur Entſcheidung der Frage, ob die Perſon, welcher die Bezahlung der 
Unkoſten in Civil⸗ oder Kriminalſachen obliegt, hinreichendes Vermoͤgen dazu 
beſitzt, ſoll nur das Zeugniß derjenigen Gerichtsſtelle erfordert werden, unter 
welcher dieſe Perſon ihren weſentlichen Wohnſitz hat. 

Sollte dieſelbe ihren Wohnſitz in einem dritten Staate haben und die 
Beitreibung der Koſten dort mit Schwierigkeiten verbunden ſein, ſo wird es 
angeſehen, als ob fie kein hinreichendes eigenes Vermögen beſitze. ft in Kri— 
minalfällen ein Angeſchuldigter zwar vermögend, die Koſten zu entrichten, jedoch 
in dem geſprochenen Erkenntniſſe dazu nicht verurtheilt worden, fo iſt dieſer 
Fall dem des Unvermoͤgens ebenfalls gleich zu ſetzen. 


Artikel 47. 


‚ Sämmtliche vorftehende Beſtimmungen gelten nicht in Beziehung auf den 
Bezirk des Appellations-Gerichtshofes zu Köln. Ruͤckſichtlich deſſen hat es bei 
der Verordnung vom 2. Mai 1823. ſein Bewenden. 


Artikel 48. 


Die Dauer dieſer Uebereinkunft wird zunaͤchſt auf zwölf Jahre, vom 1. Mai 
d. J. an gerechnet, feftgefeßt. Vom 1. Mai 1863. an ſteht jedem Theile die 
Kündigung offen, mit der Wirkung, daß mit Ablauf des nächften Kalender⸗ 
jahres nach demjenigen, in welchem die Kuͤndigung erfolgt, die Uebereinkunft 
erliſcht. 


Gegenwaͤrtige im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs von Preußen und 
Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von Sachfen- Weimar und Eiſenach 
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zweimal gleichlautend ausgefertigte Erklärung ſoll, nach erfolgter gegenſeitiger 
Auswechſelung, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderſeitigen Landen haben und 
öffentlich bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 23. März 1852, 


Königlich Preußiſches Miniſterium der auswärtigen 
Angelegenheiten. | 


(L. S.) von Manteuffel. 


Bed Erklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende Erklaͤ— 
rung des Großherzoglich Sachſen-Weimarſchen Staats-Miniſteriums vom 
29. Maͤrz d. J. ausgewechſelt worden iſt, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß 
gebracht. 


Berlin, den 25. April 1852, 


Der Miniſter⸗Präſident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
von Manteuffel. 
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(Nr. 3532.) Bekanntmachung der Miniſterial-Erklaͤrung, die Uebereinkunft mit Sachſen— 
Weimar zur Verhuͤtung und Beſtrafung der Forſt- und Jagdfrevel in den 
Grenzbezirken vom 29. März 1852. betreffend. Vom 25. April 1852. 


Masten die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Sachſen-Weimar⸗ 
und Eiſenachſche Regierung uͤbereingekommen ſind, wirkſamere Maaßregeln zur 
Verhuͤtung der Forſt⸗ und Jagdfrevel in den Grenzbezirken zu treffen, erklaͤren 
beide Regierungen Folgendes: 


Artikel 1. 


Es verpflichtet ſich ſowohl die Königlich Preußiſche, als die Großher⸗ 
zoglich Saͤchſiſche Regierung, die Forſt⸗ und Jagdfrevel, welche ihre Untertha= 
nen in den Waldungen und Jagdrevieren des anderen Gebietes veruͤbt haben 
möchten, ſobald fie davon Kenntniß erhalt, nach denſelben Geſetzen zu unter— 
ſuchen und zu beſtrafen, nach welchen ſie unterſucht und beſtraft werden wuͤr— 
den, wenn ſie in inlaͤndiſchen Forſten und Jagdrevieren begangen worden 
waͤren. 


Artikel 2. 


Von den beiderſeitigen Behoͤrden ſoll zur Entdeckung und Habhaftwer⸗ 
dung der Forſt- und Jagdfrevler alle moͤgliche Huͤlfe geleiſtet werden. Den 
Foͤrſtern und Waldwaͤrtern des einen Theiles ſoll namentlich geſtattet ſein, die 
Spuren begangener Forſt- und Jagdfrevel, ſowie die Frevler ſelbſt, bis auf 
eine Meile auch in das Gebiet des anderen Theiles zu verfolgen. 
> Ereilen fie auf der diesfaͤlligen Verfolgung die Frevler ſelbſt, fo ift es 
ihnen, jedoch nur unter der Bedingung geſtattet, dieſelben anzuhalten, daß die 
Angehaltenen an die naͤchſte Ortspolizeibehoͤrde derjenigen Regierung überliefert 
werden, auf deren Gebiete die Anhaltung ſtattgefunden hat. 


Finden die auf der Verfolgung eines Forft- und Jagdfrevlers begriffenen 
Forſibeamten eine Hausſuchung in dem Gebiete des anderen Theiles vorzuneh⸗ 
men für noͤthig, fo haben dieſelben ſolches an Orten, wo der Sitz eines Ge 
richtes iſt, bei dem Ortsrichter, im Falle der Verhinderung deſſelben aber, ſo⸗ 
wie an Orten, wo ein Ortsgericht ſich nicht befindet, bei dem Polizei-Kommiſſar, 
Buͤrgermeiſter oder Beigeordneten, Ortsſchultheißen oder Ortsſchoͤffen anzuzeigen, 
von welchen alsdann die Hausſuchung unverzüglich verfügt werden wird. 


Artikel 3. 


Dem nacheilenden Forſt⸗ und Jagdbeamten wird uͤberlaſſen, das über den 
Hergang, Befund und alle Umſtaͤnde des begangenen Frevels, welche auf deſſen 
Beſtrafung von Einfluß fein koͤnnen, im Gebiete feiner Landesherrſchaft auf- 
genommene Protokoll in dem benachbarten Gebiete fortzuſetzen, und darin Alles, 
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was er auf der Nacheile in Beziehung auf den begangenen Frevel bemerkt, 
aufzuzeichnen. ji 


Es ſoll jedoch dieſe Aufzeichnung unter Mitwirkung und Mitunterfchrift 
des nach dem vorhergehenden Artikel die Hausſuchung veranſtaltenden Orts⸗ 
vorſtandes in Bezug auf denjenigen Theil des Protokolls erfolgen, welcher die 
von dieſem Vorſtande vorgenommenen Handlungen betrifft, und ſoweit es ſich 
von Hausſuchungen handelt, bei welchen der Ortsrichter ꝛc. (Artikel 2.) zu- 
gegen war, unter Mitwirkung und Mitunterſchrift des Letzteren. Das Emnver⸗ 
ſtaͤndniß des Ortsrichters oder Ortsvorſtandes oder das, was er ſeinerſeits be— 
ſonders oder abweichend zu erinnern hat, muß in dem Protokolle ausdruͤcklich 
bemerkt werden. Von dieſem Protokoll, worin jedesmal uͤber etwaige Beſchlag— 
nahme und Aufbewahrung entwendeter Gegenſtaͤnde und von Frevlern gebrauch— 
ter Geraͤthſchaften die noͤthigen Bemerkungen aufzunehmen find, haͤndigt der 
Forſt⸗ oder Jagdbeamte ſofort ein Duplikat dem Behufs der Hausſuchung re— 
quirirten Beamten des Orts ein, welcher Letztere, inſofern dies nicht der Orts— 
richter iſt, daſſelbe fogleich feiner vorgeſetzten Behörde zu uͤberſenden hat, bei 
Vermeidung einer Disziplinarſtrafe von 1 bis 5 Rthlrn. für denjenigen Orts— 
vorſtand, welcher der Requiſition nicht Genuͤge leiſtet. 


Artikel 4. 


Fuͤr die Konſtatirung eines Frevels, welcher von einem Angehoͤrigen des 
einen Staates in dem Gebiete des anderen veruͤbt worden, ſoll den offiziellen 
Angaben und Abſchaͤtzungen, welche von den kompetenten und gerichtlich ver— 
pflichteten Forſt⸗ und Polizeibeamten des Ortes des begangenen Frevels oder 
von dem dort kompetenten polizeilichen Beamten aufgenommen worden, derſelbe 
Glaube von der zur Aburtheilung geeigneten Gerichtsſtelle beigelegt werden, 
welchen die Geſetze den offiziellen Angaben der inlaͤndiſchen Beamten beilegen. 


Artikel 5. 


Die Einziehung des Betrages der Strafe und der etwa ſtattgehabten 
Gerichtskoſten ſoll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der verurtheilte 
Frevler wohnt und in welchem das Erkenntniß ſtattgefunden hat, und nur der 
Betrag des Schadenerſatzes und der Pfandgebuͤhren an die betreffende Kaffe 
desjenigen Staates abgeführt werden, in welchem der Frevel veruͤbt worden ift, 


Artikel 6. 


Den unterſuchenden und beſtrafenden Behoͤrden in den Koͤniglich Preu— 
ßiſchen und in den Großherzoglich Sachſen⸗Weimarſchen Landen wird zur Pflicht 
gemacht, die Unterſuchung und Beſtrafung der Forſt- und Jagdfrevel in jedem 
einzelnen Falle fo ſchleunig vorzunehmen, als es nach der Verfaſſung des Lan⸗ 
des nur irgend moͤglich ſein wird. 


Ar⸗ 
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Artikel 7. 


Die Dauer diefer Uebereinkunft wird al 20 auf zwoͤlf Jahre, vom 1. Mai 
d. 3. an gerechnet, feſtgeſetzt. Vom 1. Mai 1863. an ſteht jedem Theile die 
Kuͤndigung offen, mit der Wirkung, daß mit Ablauf des naͤchſten Kalender⸗ 
rei nach demjenigen, in welchem die Kündigung erfolgt, die Uebereinkunft 
erliſcht. 

er im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs von Preußen und 
Sr. Koͤniglichen Hoheit des Großherzogs von Sachſen⸗ Weimar und Eiſenach 
zweimal gleichlautend ausgefertigte Erklarung ſoll, nach erfolgter gegenſeitiger 
Auswechſelung, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderſeitigen Landen haben und 
oͤffentlich bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 23. März 1852. 


Königlich Preußiſches Miniſterium der auswärtigen 
Angelegenheiten. 


(J. S.) von Manteuffel. 


3 Erklaͤrung wird, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende 
Erklaͤrung des Großherzoglich Sachſen-Weimarſchen Staats⸗Miniſteriums vom 
15 ab d. J. ausgewechſelt worden iſt, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß 
gebracht. 


Berlin, den 25. April 1852. 


Der Miniſter⸗Präſident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


von Manteuffel 
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(Nr. 3533.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 7. April 1852., betreffend die Verleihung der fiskali— 
ſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von Lands— 
berg a. d. W. bis zur Grenze des Landsberger Kreiſes. l 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Straße von Landsberg a. d. W. bis zur Grenze des Landsberger 
Kreiſes zum Anſchluſſe an die über Berlinchen durch den Soldiner und Pyritzer 
Kreis nach Stargard in Pommern zu fuͤhrende Chauſſee durch die zu dem 
Zwecke gebildete Baugeſellſchaft genehmigt habe, beſtimme Ich Ke e daß 
das Recht zur Expropriation der in den Bauplan fallenden Grundſtuͤcke, ſowie 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs: Materialien, 
nach Maaßgabe der Beſtimmungen für die Staats-Chauſſeen, auf die gedachte 
Straße Anwendung finden ſoll. Zugleich genehmige Ich fuͤr dieſelbe die Er— 
hebung eines Chauſſeegeldes nach dem für die Staats-Chauſſeen jedesmal gel- 
tenden Chauſſeegeld⸗Tarife. Auch ſollen die dem Tarife vom 29. Februar 1840. 
“ angehängten Beſtimmungen über die Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die Eingangs 
bezeichnete Straße Anwendung finden. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 7. April 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bo delſchwingh. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 3534.) 
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(Nr. 3534.) Geſetz, betreffend die Ermäßigung des Durchgangszolls fuͤr Zink auf den in 
Abſchnitt I. Abtheilung III. des Vereins⸗Zolltarifs verzeichneten Straßen. 
Vom 21. April 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ꝛc. ır. 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 1. 

Der unter Nr. 7. im erſten Abſchnitt der dritten Abtheilung des nach 
Unſerer Verordnung vom 8. November 1848., vom 1. Januar 1849. an bis 
auf Weiteres in Kraft gebliebenen Zolltarifs fuͤr die Jahre 1846., 1847. und 
1848. angeordnete Durchgangs⸗Zollſatz von 5 Sgr. vom Zentner ſoll vom 
1. April 1852. an bis auf Weiteres auch auf rohen Zink, Zinkbleche und grobe 
Zinkwaaren Anwendung finden. 


* 


. 2% a 
Unſer Finanzminiſter iſt mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 21. April 1852. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


(Nr, 3534—3535.) (Nr. 3535.) 
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Fr. 3535.) Bekanntmachung uber die unterm 7. April 1852. erfolgte Allerhöchfte Beſtaͤti⸗ 
gung des Statuts der Landsberg-Berlinchener Chauſſeebau-Geſellſchaft. 
Vom 23. April 1852. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben das unterm 7. Oktober 1851. vollzogene Statut 
der Landsberg⸗Berlinchener Chauſſeebau⸗Geſellſchaft mittelſt Allerhoͤchſten Er⸗ 
laſſes vom 7. April C. zu beſtaͤtigen geruht, was nach Vorſchrift des §. 3. 
des Geſetzes uͤber Aktien⸗Geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Be⸗ 
merken bekannt gemacht wird, daß das Statut durch das Amtsblatt der Koͤ⸗ 
niglichen Regierung in Frankfurt zur oͤffentlichen Kenntniß gelangt. 


Berlin, den 23. April 1852. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Redigirt im Büreau des Staats- Minifteriume. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(Rudolph Decker.) 0 


